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Frauenspezifische Fluchtgründe
Vorschläge für die gesetzliche Normierung eineseffektiven
Flüchtlingsschutzes

Gabi von Thenen

Nach dem Bericht der Süssmuth-Kommission zur Zuwande-

rung hatte die Forderung, frauenspezifische Fluchtgründe

stärker zu berücksichtigen, zunächstin fast allen Parteien Un-

terstützung gefunden. Mit einer solchen Berücksichtigung

würde es die Bundesrepublik anderen europäischenStaaten,

wie Irland, Schweden, Großbritannien und der Schweiz gleich-

tun. Der politische Wille, dieses Ziel auch tatsächlich durch-

zusetzen, scheint aber derzeit nur noch bei Bündnis90/Die

Grünenzu bestehen.Es ist auch nichtallein derpolitische Wil-

le, von dem eine bestmögliche Normierung frauenspezifi-

scher Fluchtgründe abhängt. Eine solche kann nur erreicht

werden, wennklar ist, welche Probleme beiderjuristischen

Subsumtion unter die Regelungendes derzeitigen Asyl- und

Ausländerrechts bestehen und welche Fälle mit dem Begriff

der frauenspezifischen Fluchtgründe bezeichnet werden.

Wassind frauenspezifische Fluchtgründe ?
Der Begriff frauenspezifische Fluchtgründeist in der sozial-

wissenschaftlichen Literatur geprägt worden und wird über-

wiegend mit den Begriffen geschlechtsspezifische Verfol-

gung von Frauen bzw.derfrauenspezifischen Verfolgung sy-

nonym verwendet. Eine abstrakte Definition dieses Begriffs

gibt es bisher nicht, sondern es werdenjeweils nicht voll-

ständig übereinstimmendeFallgruppen gebildet. Es scheint

aber Einigkeit darüber zu bestehen, dass frauenspezifische

Fluchtgründein allen den Fällen vorliegen, in denen Frauen

aus anderen, ihnen in irgendeiner Weise eigenen, Gründen
fliehen als Männer.

Ein frauenspezifischer Fluchtgrundliegt zunächst dann vor,

wenn in einer bestimmten Situation ausschließlich oder zu-

mindest ganz überwiegend Frauen zur Flucht motiviert wer-

den. Beispiel hierfür ist die Genitalverstümmelung,die voral-

lem in zahlreichen RegionenAfrikas praktiziert wird. Gleiches

gilt für Vergewaltigungenundsexuelle Gewalt und die daraus

resultierenden gesellschaftlichen Folgen. Ein weiteres Bei-

 
spiel sind die in zahlreichen Staaten bestehenden staatlich

oder gesellschaftlich sanktionierten Verhaltensvorschriften,
die das Leben “als Frau” so genaufestlegen, dassein selbst-

bestimmtes Leben nicht möglichist.

Besonders deutlich ist diese Situation derzeit in Afghanistan,

wozahlreiche sanktionsbewährte Verhaltensvorschriften der

Taliban-Regierung bestehen, die das Verhalten von Frauen so

genau regeln, dass ihnen keine oderallenfalls noch eine mi-

nimale Möglichkeit bleibt, ihr Leben zu gestalten. Aber auch

in anderen Ländern,wie beispielsweisein Indien und Pakistan,

bestehen gesellschaftlich sanktionierte Verhaltensvorschrif-

ten, die weite Bereiche des Lebensder Frauenregeln. So wer-

den Frauenin zahlreichen Gesellschaften zur Heirat gezwun-

gen. Eine Scheidungist oft nur mit dem Einverständnis ihres

Ehemannes möglich, so dasssich die Ehe für die betroffenen

Frauenoft als ein “\ebenslanges Gefängnis”darstellt. Vor al-

lem Frauen sind weltweit das Opfer zum Teil schwerster For-

men häuslicher Gewalt. Besonders gravierendist die Situati-

on beim sog. “dowry death”, dem vor allem im Norden Indi-

ens zahlreiche Frauen zum Opferfallen: Den zukünftigen

Ehemännern wird für die Heirat von den Eltern der Braut ein

Brautpreis versprochen. Wenndieser nicht gezahlt wird oder

die Ehemänner höhere Forderungen stellen, die ihnen ver-

weigert werden, bringensie ihre Frauen zumeist durch Ver-

brennen um undtarnen dies anschließend als Küchenunfall.

Ein Fluchtgrund ist auch dann frauenspezifisch, wenn nicht

der Beweggrund für die Flucht, sondern nur die Form der

Rechtsgutbeeinträchtigung frauenspezifisch ist. So richteten

sich die Verbrechen im Bürgerkrieg in Bosnien-Herzegowina

gegen bestimmte ethnische Gruppeninsgesamt, speziell ge-

gen Frauen wurden dabeijedoch schwerste Vergewaltigun-

gen und sexuelle Gewalt als “Mittel zur Kriegsführung” ein-

gesetzt. Vergewaltigungenstellen auchoft ein Mittel der Fol-

ter dar. Beispiel hierfür sind Folterungen an politisch aktiven

Kurdinnendurch türkische Sicherheitskräfte.
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Relevante Vorschriften des geltenden Rechts
Für die Beurteilung der Fälle frauenspezifischer Verfolgung

sind vor allem vier Vorschriften relevant: Das Asylgrundrecht

des Art. 16a Abs. 1 Grundgesetz (GG), der Abschiebungs-

schutz nach 8 51 Abs. 1 Ausländergesetz (AusiG), das sog.

kleine Asyl, sowie der Abschiebungsschutz nach 88 53 Abs.

4 und Abs. 6 AuslG. Eine Anerkennungals Asylberechtigte

nachArt. 16a Abs. 1 GG führt zu dem stärksten aufenthalts-

rechtlichen Schutz, die Feststellung eines Abschiebungshin-

dernisses nach 8 51 Abs. 1 AusiG zu einem etwas geringe-

ren Schutz und die Feststellung von Abschiebungshindernis-

sen nach 8 53 Abs. 4 AusIG und $ 53 Abs. 6 AusIG zu dem

unsichersten Aufenthaltsstatus, der Duldung. Wegenderfür

Flüchtlinge günstigeren aufenthaltsrechtlichen Folgen sind

Gesetzesänderungendahervor allem in den Art. 16a Abs.1

GG und in 851 Abs. 1 AusIG anzustreben. Es werden daher

im folgenden auchnurdie rechtlichen Probleme betrachtet,

die bei der Subsumtion unter diese Vorschriften auftreten.

Nach Art. 16a Abs. 1 GG erhalten politisch Verfolgte Asyl-

recht. Nach $ 51 AusliG darf “ein Ausländer nicht in einen

Staat abgeschoben werden, in dem sein Leben oder seine

Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit,

seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe

oder wegen seiner politischen Überzeugung bedrohtist”.

Dies sind die in Art. 1 ANr. 2 1. Hs. der Genfer Flüchtlings-

konvention ! i.V.m. Art. 1 Abs. 2 des Protokolls von 1967 (im

Folgenden: Art. 1 A Nr. 2 1. Hs. GFK) enthaltenen Verfol-

gungsgründe. Im Rahmen des Art. 16a Abs. 1 GG wird der

politische Charakter der Verfolgung ebenfalls in erster Linie

anhanddieserin Art. 1 ANr. 2 1. Hs. GFK enthaltenen Grün-

de bestimmt. ? Die Vorschriften werden auch ansonstenin der

Rechtsprechung weitgehend parallel ausgelegt; einige Ver-

waltungsgerichte sehenallerdings bezüglich dernichtstaatli-

chenVerfolgung Differenzen.3
Bei der Subsumtion derhier relevanten Fallgruppenunter bei-

de Vorschriften stellen sich im Wesentlichen drei Problem-

punkte: Wannliegt in diesen Fällen Verfolgung vor? Welche

Probleme bestehenin den Fällen, in denendie Verfolgung nicht

direkt vom Staat, sondern von Privaten ausgeht? Sind die be-

troffenen Frauen wegeneinesrelevanten Grundesverfolgt ?

Verfolgung
Art. 16a Abs. 1 GG und 8 51 AuslG verlangenbeide, dass den

betroffenen Frauen Verfolgung droht. Eine Verfolgung ist nach

ständiger Rechtsprechung des BVerfG und des BVerwGeine

unmittelbare Verletzung von Leib, Leben oderphysischerFrei-

heit, sowie eine sonstige Rechtsgutverletzung, die die Men-

schenwürde verletzt und über das hinausgeht, was die Be-

wohner des jeweiligen Staates allgemein hinzunehmen ha-
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ben.* Sofern eine Beeinträchtigung eines der ausdrücklich ge-

nannten Rechtsgüter droht, bereitet die Subsumtion nur weni-

ge Probleme. Vergewaltigungen, schwere Formen sexueller

Gewalt, der sog. "“dowry death” und viele Formen häuslicher

Gewaltstellen von ihrem SchweregradherVerfolgung dar. Das

gilt auch für die Genitalverstümmelung, da diese zu schwer-

wiegendenBeeinträchtigungen der Gesundheitund nicht sel-

ten auch zum Todführt. Von einigen Verwaltungsgerichten wird

die Genitalverstümmelung aber nur dann als Verfolgung an-

gesehen, wennsie ohne Einverständnis der Betroffenenener-

folgt, da sie andernfalls als kulturelle Tradition zu akzeptieren

sei.5 Sehr viel größere Schwierigkeiten bereitet die Subsumti-

on aber in den Fällen, in denenein sonstiges Rechtsgut be-

troffenist, wie dies beispielsweise bei der Zwangsverheiratung

und dem Bestehen von Verhaltensvorschriften der Fall ist. Es

ist durchaus möglich, dahingehend zu argumentieren, dass

die Zwangsverheiratung menschenwürdeverletzende Inten-

sität besitzt, da sie einer lebenslangen Haft durchaus ver-

gleichbarist. Gleiches gilt für die Fälle, in denen Frauen durch

Verhaltensvorschriften so eingeengt werden, dasssie in keiner

Weise ihren eigenen Vorstellungen entsprechend leben kön-

nen und dadurch ein unerträglicher psychischer Druck ent-

steht. Beides wurde aberbisher wederin der Rechtsprechung

noch in der Kommentarliteratur als Verfolgung angesehen.

Staatlichkeit der Verfolgung
In vielen Fällen, in denen Frauenverfolgt werden,gehtdie Ver-

folgung nicht direkt vom Staat aus, sondern von Privatleuten.

Andersals die Gerichte in anderenStaaten vertreten das Bun-

desverfassungsgericht bezüglich Art. 16a Abs. 1 GG und das

Bundesverwaltungsgericht bezüglich $ 51 Abs. 1 AuslG die

Auffassung, dass eine Verfolgung nur dann relevantist, wenn

sie entwederdirekt vom Staat ausgeht oder dem Staat zuzu-

rechnenist (sog. Zurechnungstheorie). Nach der Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgericht in eine solche Zure-

chenbarkeit dann gegeben, wennderStaat nicht bereit ist, ge-

gen VerfolgungsmaßnahmenDritter Schutz zu gewähren oder

wenner sich nicht dazu in der Lagesieht, an sich verfügbare

Mittel im konkreten Fall einzusetzen.® In vielen anderen Staa-

ten wird hingegen die sog. Schutztheorie vertreten. Hiernach

kommt es nur darauf an, ob die Betroffenen gegen Verfol-

gungshandlungenDritter keinen effektiven Schutz erhalten.

Diese Auffassung wird von zwei Verwaltungsgerichtengeteilt.’

Beide Auffassungen könnenin denhier interessierendenFall-

konstellationen durchaus zu unterschiedlichen Ergebnissen

führen. So verneinte das VG München in einer jüngst veröf-

fentlichten Entscheidung, dass dem Staat Togo die der An-

tragstellerin drohende Genitalverstümmelung zugerechnet

werden könne,bejahte aber das Vorliegen der Voraussetzun-

gen des $ 51 Abs. 1 AusIG, den das VG abweichend von der

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgericht im Sinne der

Schutztheorie auslegte. Zu Problemenführt die Zurechnungs-

theorie zudem in Situationen, in denen kein Staat besteht. Die

deutsche Rechtsprechung bejaht z.B. in Bürgerkriegssituatio-

nenerst dann eine Zurechnung, wennein “de facto" Staat be-

steht. Das Bundesverwaltungsgericht stellt extrem hohe Be-

dingungenandie Existenz eines solchen Staates und hatssich

z.B. bis zu einer Entscheidung des Bundesverfassungsge-

richts aus dem letzten Jahr 3 geweigert, die Taliban in Afgha-

nistan als eine solche “de facto” Autorität anzuerkennen.

Verfolgungsgrund
Die Verfolgung muss zudem aus einem bestimmten Grunder-

folgen. Dies sind im Rahmendes Art. 16a GG in erster Linie

und im Rahmendes $ 51 Abs. 1 AusiG ausschließlich die in



Art. 1 ANr. 21. Hs. GFK aufgeführten Gründe,also Rasse, Re-

ligion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-

len Gruppe und politische Überzeugung.Die Subsumtion un-

ter diese Gründe bereitet in einigen der0.g. Fallkonstellatio-

nenkeine spezifischen Probleme: Im Bürgerkrieg in Bosnien-

Herzegowina wurden die Frauen wegen ihrer ethnischen

Zugehörigkeit und damit “wegenihrer Rasse” bzw. “wegenih-

rer Nationalität” im Sinne des Art. 1 ANr. 2 1. Hs. GFK verfolgt.

Ebenso sind Kurdinnen, die sich wegenihrer politischen Ak-

tivitäten in Haft befinden und dort durch Vergewaltigungen

und sexuelle Gewalt gefoltert werden, wegenihrerpolitischen

Überzeugung verfolgt. In den meisten Fallkonstellationen

kommtaberallein die Zugehörigkeit zu einer "bestimmten so-

zialen Gruppe”als Grundfür die Verfolgungin Betracht. Eine

solche “bestimmte soziale Gruppe” könnte die Gruppealler

Fraueneines Staates oder eine Untergruppehiervonsein.

Frauen/Untergruppen von Frauenals bestimm-
te soziale Gruppe
Das VG Münchennimmtin der o.g. Entscheidung an an, dass

die von Genitalverstümmelungin Togo betroffenen Mädchen

und Fraueneine solche "bestimmte soziale Gruppe”darstel-

len.'0 In allen anderen Entscheidungenzu frauenspezifischen

Fluchtgründenwird die Frage, ob alle Frauen eines Staates

oder bestimmte Untergruppen von Frauen "bestimmte sozia-

le Gruppen”im Sinne des Art. 1 ANr. 2 1. Hs. GFK darstellen,

entweder offengelassen oder gar nicht erst gestellt. Auch in

derinternationalen Rechtsprechunglässt sich keine einheit-

liche Linie zu diesem Punkt erkennen.In letzter Zeit befindet

sich allerdings die Auffassung im Vordringen, nach der eine

“bestimmte soziale Gruppe” eine Verbindung von Personen

ist, die ein unveränderliches Merkmal gemeinsam haben'!.

Es bereitet keine Probleme, hierunter die Gruppealler Frauen

eines Staates zu subsumieren, da sie durch das angeborene

Merkmal Geschlecht miteinander verbundensind. Mittlerwei-

le fast einhellig abgelehnt wird die in den USA entwickelte Ge-

genposition, wonach essich um einerelativ kleine, homoge-

ne Gruppe handeln muss, die ausdrücklich nicht durch weit-

verbreitete Merkmale wie das Geschlechtdefiniert sein kann.'?

Geschlechtals zusätzlicher Verfolgungsgrund
i.S.d. Art. 16a Abs. 1 GG
Im RahmendesArt. 16a Abs. 1 GG sieht das Bundesverwal-

tungsgericht die in Art. 1A Nr. 2 1. Hs. GFK enthaltenen Ver-

folgungsgründe zwar als die wesentlichen Asylgründe an,

nicht aber als die einzigen.'3 Es könnten vielmehr auch solche

persönlichen Eigenschaften und Verhaltensweisenin Betracht

kommen, die nach Art und Charakter den asylrechtlich stets

erheblichen Merkmalen wie der Rasse, der Nationalität, der

Religion oder der politischen Überzeugungvergleichbar sei-

en. Dies solle insbesondere dann naheliegen, wennsie sich

bereits in der Vergangenheitals verfolgungsträchtig erwiesen

haben.'4 In einer früheren Entscheidungstellt das Bundesver-

waltungsgericht einen Zusammenhang zwischen dem Tole-

ranzgebot des Art. 3 Abs. 3 GG und dem Asylrecht her: "Wie

das Diskriminierungsverbot im Inland Schutz vor Benachteili-

gungen wegendes Geschlechts, der Abstammung,der Ras-

se, der Herkunft und derreligiösen oderpolitischen Anschau-

ungen gewährt, gewährt das Asylrecht bei einer wegen dieser

Merkmale im Ausland erlittenen oder drohenden Verfolgung

Schutz vor dem Zugriff des verfolgenden Staates. Insofern

wird das Asylrecht getragen von dem auchArt. 3 Abs. 3 GG

zugrundeliegenden Toleranzgebot.”'5 Diese Ausführungen

scheinen dafür zu sprechen,dass das Geschlechtein eigener

Verfolgungsgrundim Sinne des Art. 16a Abs. 1 GG ist, wie dies
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auch schon von mehreren Verwaltungsgerichten explizit an-

genommen wurde.!6 Auch das Bundesverwaltungsgericht

selbst scheint in einer neueren Entscheidung,die allerdings ei-

nen männlichen Tamilen betrifft, hiervon auszugehen, ohne

dies aber näher zu begründen.'!?” Andere Gerichte hingegen

verneinendies '8 oder lassen diese Frage offen.'?

Verfolgung wegendes Verfolgungsgrundes
Sowohl im RahmendesArt. 16a Abs. 1 GG als auch des 851

Abs. 1 AuslG reicht es nicht aus, isoliert das Vorliegen von

Verfolgung und von einem Verfolgungsgrund festzustellen.

Die Verfolgung muss zudem auch wegendes Verfolgungs-

grundeserfolgen. Sie muss somit wegender Zugehörigkeit zu

der Gruppealle Frauen eines Staates bzw. einer bestimmten

UntergruppevonFrauen bzw. (im RahmendesArt. 16a Abs.

1 GG) wegen des Geschlechts erfolgen. Nach der Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgericht kommtes auf die

objektive Zielrichtung der Maßnahme an.20 Die Subsumtionist

nicht immerso einfach, wie es in der öffentlichen Diskussion

oftmals den Anschein hat. So wurde in mehrereninternatio-

nalen Urteilen angenommen,dass die Verfolgung deswegen

nicht wegen der Zugehörigkeit zur Gruppe aller Frauen des

Staates erfolgt, weil nicht alle Frauen hiervonbetroffen sind. ?'

Es wurde daher auf eng definierte Untergruppen von Frauen,

wie die Gruppe der "single womenliving in a Moslem coun-

try without the protection of a male relative” 2? zurückgegrif-

fen, da hier die Verbindung zwischen der Zugehörigkeit zur

der entsprechenden Gruppe und der Verfolgungsmaßnahme

einfacherherzustellen schien. In der deutschen Rechtspre-

chung wurden diese Probleme bisher noch nicht gesehen,

was aber daherrührt, dass alle Fraueneines Staates bisher

noch nicht als bestimmte soziale Gruppe angesehen wurden.
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Vorschläge für das deutsche Recht
Nachdem umrissen wordenist, welche Probleme nach der-

zeitiger Rechtslage bei der Beurteilung von frauenspezifi-

schen Fluchtgründenbestehen, kann der Versuch unternom-

men werden, konkrete Vorschläge für Gesetzesänderungen

zu machen, die den Schutz der betroffenen Frauen möglichst

umfassendsicherstellen sollen.

Erfassung der nichtstaatlichen Verfolgung
Mit Wirkung über denBereichder frauenspezifischen Verfol-

gungsgründehinausist es zunächsterforderlich, nichtstaat-

liche Verfolgung auch dannals Verfolgung im Sinne des 8 51

Abs. 1 AuslG anzusehen, wenn sie nach denKriterien der

obergerichtlichen Rechtsprechung dem Staat nicht zure-

chenbarist. Konkret könnte, wie dies bereits vorgeschlagen

wurde, in 851 Abs. 1 AuslG folgender Satz 2 eingefügt wer-

den: “Die Bedrohungim Sinne von Satz 1 besteht auch, wenn

im Herkunftsstaat keine übergreifendestaatliche oderstaats-

ähnliche Ordnungsmachtexistiert oder der Staat schutzun-

fähig ist."23 Gleiches könnte auch im Rahmendes Art. 16a

Abs. 1 GG erreicht werden,allerdings nur mit einer Grundge-

setzänderung, die machtpolitisch deutlich unrealistischerist.

Klärung hinsichtlich des Verfolgungsgrundes
Um eineneffektiven Schutz von Frauenhinsichtlich des Ver-

folgungsgrundeszu erreichen, sind zwei Möglichkeiten denk-

bar: In Art. 16a Abs. 1 GG und/oderin 851 Abs. 1 AusIG könn-

te vergleichbar der schwedischen Lösung24 das Geschlecht

als Verfolgungsgrund eingefügt werden. Es könnte auch wie

in Irland25 klargestellt werden, dass Frauen oder Untergrup-

pen von Frauen eine bestimmte soziale Gruppe im Sinne des

Art. 1ANr. 2 1. Hs. GFK darstellen. Damit ein Verstoß gegen

Art. 3 Abs. 3 GG ausgeschlossen werden kann, müsste dies

zugleich auch für Männer und Untergruppen von Männern

klargestellt werden. Die zuletzt genannte Möglichkeit hat zwei

Vorteile: Sie ist besser mit der künftigen europäischen Rechts-

lage in Einklang zu bringen, nach der die Regelung desArt.

1 ANr. 2 1. Hs. GFK das künftige materiell-rechtliche Min-

destkriterium für die Asylgewährungbilden wird. Europawei-

ter Mindestschutz besteht daher nur, wenn die Fälle als Ver-

folgung wegen der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-

len Gruppe angesehen werden können. Durch eine solche

Klarstellung ist zudem der Weg dafür offen, dass Untergrup-

pen von Frauen als bestimmte soziale Gruppen anerkannt

werden können, bei deneneine Verbindung zwischen derVer-

folgung und dem Grundleichter herzustellen zu sein scheint.

Konkretisierung des Verfolgungsbegriffs
Zunächst sei noch einmalfestgestellt, dass sich die Proble-

me,die bei der Auslegung desVerfolgungsbegriffs bestehen,

keinesfalls durch eine Einfügung des Geschlechts als Verfol-

gungsgrundlösen lassen, da wie oben gesehenstrikt zwi-

schen dem Verfolgungsbegriff und dem Grund, aus dem die

Verfolgung erfolgt, zu trennenist. Wegen der verschiedenar-

tigen Probleme, die bei der Subsumtion der Fälle bestehen,

erscheint es zudem schwierig, diese Fragen in einem ab-

strakten Gesetzestext zu lösen. In den USA, Kanada und

Großbritannien werdendiese Probleme daher auch überwie-

gend in detaillierten Richtlinien geregelt. Eine solche Nor-

mierungist für das deutsche Recht aber nicht geeignet: Richt-

linien existieren hier nur als Verwaltungsvorschriften, die we-

gen der Unabhängigkeit der AsylentscheiderInnen aber we-

der im Rahmendes Art. 16a Abs. 1 GG noch des 851 AusIG

erlassen werden können. Es wäre aber denkbar, in Annähe-
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rung an die Schweiz26 etwa folgende Regelung aufzuneh-

men: “Verfolgung stellen auch solche schwerwiegenden

Nachteile dar, die spezifisch Frauen treffen. Dies sind bei-

spielsweise Genitalverstümmelung, Zwangsverheiratung so-

wie sonstige Verhaltensvorschriften, die einen unerträglichen

psychischen Druck bei Frauen auslösen.”

Im Interessealler betroffenen Frauenbleibt zu hoffen, dassih-

re Situation durch baldige Gesetzesänderungentatsächlich

verbessert wird und ihre Anliegen nicht dem vorgezogenen

Wahlkampf zum Opferfallen.

Gabi von Thenenlebtin Berlin.

 

Die relevanten Rechtsvorschriften

Art. 16a Abs. 1 GG
Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

851 Abs. 1 AuslG

Ein Ausländerdarfnichtin einen Staatabgeschoben werden, in dem

sein Leben oderseine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, Staats-

angehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen

Gruppe oder wegenseinerpolitischen Überzeugung bedrohtist.

8 53 Abs. 4 AuslG
Ein Ausländer darfnicht abgeschoben werden, soweitsich aus der

Anwendung der Konvention zum Schutze der Menschenrechte

und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 ergibt, dass die Ab-

schiebung unzulässig ist.

853 Abs. 6S. 1 AusiG

Von der Abschiebung eines Ausländers in einen anderen Staat

kann abgesehen werden, wenndort für diesen Ausländer eine er-

hebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oderFreiheit besteht.

Art. 1 ANr. 2 1.Hs. GFK

Im Sinne dieses Abkommensfindet derAusdruck Flüchtling aufje-

de Person Anwendung, die aus der begründeten Furcht vor Ver-

folgung wegenihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeitzu

einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen

Überzeugungsich außerhalb des Landes befindet, dessen Staats-

angehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in

Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungennichtin

Anspruch nehmen will.   
Anmerkungen:

23 so Marx, ZAR 2001, 12/15.

24 Folkelius/Noll, International Journal of Refugee Law 1998, 607/617.

25 http:/www.justice.ie.
26 siehe hierzu Kälin, ZAR 2000, 153/156.
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